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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. Oktober 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
über die gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 

A. Zielsetzung 
Der Vertrag soll die Rechtsgrundlage für die im Interesse bei-
der Staaten erforderliche gegenseitige Unterstützung der Zoll-
verwaltungen schaffen. 

B. Lösung 
Der Vertrag sieht eine Zusammenarbeit der beiden Zollverwal-
tungen zur Sicherstellung der Erhebung von Ein- und Ausgangs-
abgaben und der Einhaltung der Vorschriften über die Ein-, Aus- 
und Durchfuhr sowie zur Verhinderung, Ermittlung und Ver-
folgung von Zuwiderhandlungen gegen die Zollgesetze der bei-
den Staaten vor. 

C. Alternativen 
keine 

D. Kosten 
keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (44) — 653 04 — Zo 130/77 Bonn, den 19. Dezember 1977 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. Oktober 1977 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island über 
die gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten mit Begrün-
dung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 453. Sitzung am 16. Dezember 1977 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. Oktober 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
über die gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 11. Oktober 1977 unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island über die gegenseitige 
Unterstützung in Zollangelegenheiten wird zuge-
stimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffent-
licht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar-
tikel 18 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes' Anwendung, da er sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen-
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dein Er
-

fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 18 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Island 
über die gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Island, 

in dem Bestreben, die genaue Erhebung der Zölle und 
sonstigen Ein- und Ausgangsabgaben sowie die Einhal-
tung der Zollgesetze sicherzustellen, 

in der Erwägung, daß Zuwiderhandlungen gegen die 
Zollgesetze ihren wirtschaftlichen, fiskalischen und kom-
merziellen Interessen schaden, 

in der Überzeugung, daß die Durchführung der Zollge-
setze und die Bekämpfung von Zollzuwiderhandlungen 
durch die Zusammenarbeit ihrer Zollverwaltungen erfolg-
reicher gestaltet werden können, und 

im Hinblick auf die Empfehlung des Rates für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens über 
gegenseitige Verwaltungshilfe vom 5. Dezember 1953, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) „Zollgesetze" im Sinne dieses Vertrages sind die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Ein-, Aus- 
und Durchfuhr, die sich auf Zölle oder alle sonstigen 
Abgaben oder Erstattungen oder auf Verbote, Beschrän-
kungen und Kontrollen des grenzüberschreitenden 
Warenverkehrs beziehen. 

(2) „Zollverwaltungen" im Sinne dieses Vertrages sind 
in der Bundesrepublik Deutschland die Bundeszollverwal-
tung und in der Republik Island die Zollabteilung im 
Finanzministerium und die ihr unterstellten Zollbehörden. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vertragstaaten kommen überein, sich gegensei-
tig nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages 
über ihre Zollverwaltungen Unterstützung zu leisten zur 
Sicherstellung der Erhebung der Zölle und sonstigen Ein- 
und Ausgangsabgaben, der Einhaltung der Vorschriften 
über die Ein-, Aus- und Durchfuhr sowie zur Verhinde-
rung, Ermittlung und Verfolgung von Zuwiderhandlungen 
gegen ihre Zollgesetze. 
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(2) Unterstützung im Rahmen dieses Vertrages ist zu 
leisten 

a) in Ermittlungs-, Festsetzungs-, Rechtsbehelfs- und 
Rechtsmittelverfahren im Zusammenhang mit der Tari-
fierung, Bewertung und anderen für die Durchführung 
der Zollgesetze wesentlichen Merkmalen; 

b) in Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen die 
Zollgesetze, soweit im ersuchenden Staat die Zollver-
waltung dafür zuständig ist. 

(3) Unterstützung im Rahmen dieses Vertrages wird 
nach dem Recht des ersuchten Vertragstaates gewährt. 

Artikel 3 

Listen von Waren 

Die Zollverwaltungen der Vertragstaaten tauschen Auf-
stellungen der Waren aus, von denen bekannt ist oder 
bei denen der Verdacht besteht, daß sie unter Zuwider-
handlungen gegen die Zollgesetze ein- oder ausgeführt 
werden. 

Artikel 4 

Überwachung von Fahrzeugen, Waren und Personen 

Die Zollverwaltung eines Vertragstaates überwacht auf 
Ersuchen der Zollverwaltung des anderen Vertragstaates, 
soweit ihr dies möglich ist, in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich besonders sorgfältig 

a) die Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge, bei denen der 
Verdacht besteht, daß sie zu Zuwiderhandlungen 
gegen die Zollgesetze des anderen Vertragstaates 
benutzt werden; 

b) den verdächtigen Verkehr bestimmter Waren, die die 
ersuchende Zollverwaltung eines Vertragstaates als 
Gegenstand eines umfangreichen, mit ihm als Bestim-
mungsland betriebenen Schleichhandels bezeichnet; 

c) die Orte, an denen ungewöhnliche Warenlager einge-
richtet werden, die vermuten lassen, daß diese Lager 
dem Zwecke eines Warenverkehrs dienen, der gegen 
die Zollgesetze des anderen Vertragstaates verstößt; 

d) die Personen, von denen bekannt ist oder bei denen 
der Verdacht besteht, daß sie Zuwiderhandlungen 
gegen die Zollgesetze des anderen Vertragstaates 
begehen. 

Artikel 5 

Erteilung von Bescheinigungen 

Die Zollverwaltungen der Vertragstaaten erteilen sich 
gegenseitig auf Ersuchen jede Bescheinigung, durch die 
bestätigt wird, daß bestimmte Waren, die aus dem 
Hoheitsgebiet eines Vertragstaates ausgeführt werden, 
ordnungsgemäß in das Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragstaates eingeführt worden sind, und in der gegebe-
nenfalls das Zollverfahren angegeben wird, zu dem die 
Waren abgefertigt wurden. 

Artikel 6 

Erteilung von Auskünften 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragstaaten erteilen 
sich gegenseitig auf Ersuchen — insbesondere durch 
Übersenden von Berichten, Niederschriften oder beglau-
bigten Kopien von Schriftstücken — alle ihnen zur Verfü-
gung stehenden Auskünfte 

a) über Umstände, die geeignet sind, die genaue Erhe-
bung der Zölle und sonstigen Ein- und Ausgangsabga-
ben sowie die Einhaltung der Zollgesetze sicherzustel-
len, 
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b) über festgestellte oder geplante Handlungen, die 
gegen die Zollgesetze des ersuchenden Vertragstaates 
verstoßen oder zu verstoßen scheinen. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragstaaten teilen ein-
ander auch unaufgefordert so schnell wie möglich alle 
Auskünfte hinsichtlich der Zuwiderhandlungen gegen die 
Zollgesetze mit, an deren Bekämpfung ein besonders 
starkes allgemeines Interesse besteht. Dies gilt insbeson-
dere für die Zollgesetze eines Vertragstaates, die die 
Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung des Schmug-
gels und illegalen Handels mit Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen, mit Waffen, Munition und Explosivstoffen 
sowie mit hochsteuerbaren Waren wie Alkohol und 
Tabakwaren zum Ziele haben. 

(3) Die Zollverwaltungen der Vertragstaaten können in 
gegenseitigem Einvernehmen den Warenkatalog in 
Absatz 2 erweitern und auch bestimmen, bei welchen 
Personen, Fahrzeugen oder Warenmengen die unaufge-
forderten Auskünfte erteilt werden. 

Artikel 7 

Ermittlungen 

(1) Auf Ersuchen der Zollverwaltung eines Vertragstaa-
tes führt die Zollverwaltung des anderen Vertragstaates 
in Verfahren nach Artikel 2 Abs. 2 Überprüfungen, Fest-
stellungen oder Ermittlungen durch. 

(2) Das Ergebnis der Überprüfungen, Feststellungen 
oder Ermittlungen wird der ersuchenden Zollverwaltung 
mitgeteilt. 

Artikel 8 

Pflicht zur Geheimhaltung 

Anfragen, Auskünfte, Anzeigen und Gutachten sowie 
sonstige Mitteilungen, die nach diesem Vertrag einem 
Vertragstaat zugehen, unterliegen der Geheimhaltungs-
pflicht nach den gesetzlichen Vorschriften dieses Ver-
tragstaates. 

Artikel 9 

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Unterstützung 

(1) Ist die ersuchte Zollverwaltung der Ansicht, daß die 
Erledigung des Ersuchens geeignet ist, die Souveränität, 
die Sicherheit, die öffentliche Ordnung (ordre public) 
oder andere wesentliche Interessen des ersuchten Ver-
tragstaates zu beeinträchtigen, so kann sie die Unterstüt-
zung ganz oder teilweise verweigern oder von der Erfül-
lung bestimmter Bedingungen oder Auflagen abhängig 
machen.  

(2) Wird ein Ersuchen um Unterstützung gestellt und 
wäre die ersuchende Zollverwaltung im umgekehrten 
Falle nicht in der Lage, die begehrte Unterstützung zu 
leisten, so hat sie in dem Ersuchen darauf hinzuweisen. 
Der ersuchten Zollverwaltung steht es frei, einem derarti-
gen Ersuchen zu entsprechen. 

Artikel 10 

Form und Inhalt der Unterstützungsersuchen 

(1) Ersuchen sind schriftlich zu stellen. Die zu ihrer 
Durchführung erforderlichen Schriftstücke einschließlich 
etwaiger ihnen zugrunde liegender Verfügungen oder 
Entscheidungen der zuständigen Behörden sind in 
Urschrift, Ausfertigung, beglaubigter Ablichtung oder 
beglaubigter Abschrift beizufügen. 

(2) Ersuchen nach Absatz 1 haben folgende Angaben zu 
enthalten: 
a) die Behörde, von der das Ersuchen ausgeht, 
b) die Art des Verfahrens, 
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c) den Gegenstand und den Grund des Ersuchens, 

d) Namen und Anschriften der am Verfahren Beteiligten, 

e) eine kurze Sachverhaltsdarstellung mit rechtlicher 
Würdigung. 

(3) In dringenden Fällen können Ersuchen zunächst 
auch mündlich oder fernmündlich gestellt werden. In 
einem solchen Fall bedarf es einer umgehenden Nachsen-
dung des schriftlichen Ersuchens. 

Artikel 11 

Geschäftsweg und Zuständigkeit 

Der Schriftverkehr findet unmittelbar zwischen den 
Zollverwaltungen statt. Die obersten Zollbehörden der 
Vertragstaaten bestimmen die Einzelheiten. 

Artikel 12 

Erledigung der Ersuchen 

(1) Bei der Erledigung der Ersuchen ist das Recht des 
ersuchten Vertragstaates anzuwenden; die ersuchte Zoll-
verwaltung hat die zur Durchführung der Ersuchen erfor-
derlichen behördlichen oder gerichtlichen Maßnahmen 
herbeizuführen. Dem Antrag der ersuchenden Zollverwal-
tung, in bestimmter Weise zu verfahren oder die Anwe-
senheit ihres Vertreters bei der vorzunehmenden Hand-
lung zu gestatten, kann stattgegeben werden, sofern das 
Recht des ersuchten Vertragstaates dies nicht verbietet. 

(2) Die ersuchende Zollverwaltung ist auf ihr Verlan-
gen von der Zeit und dem Ort der auf das Ersuchen 
vorzunehmenden Handlung zu benachrichtigen. 

(3) Soweit dem Ersuchen nicht voll entsprochen werden 
kann, ist die ersuchende Zollverwaltung hiervon unter 
Angabe der Gründe und der sonst bekanntgewordenen 
Umstände, die für die Weiterführung der Sache von 
Bedeutung sein könnten, unverzüglich zu benachrichti-
gen. 

Artikel 13 

Akten und andere Gegenstände 

(1) Die Übersendung von Akten und sonstigen Schrift-
stücken in Urschrift soll nur verlangt werden, wenn die 
Übersendung von Abschriften (Ablichtungen) nicht aus-
reicht. 

(2) Übersandte Akten, Schriftstücke in Urschrift und 
andere Gegenstände sind der ersuchten Zollverwaltung 
sobald wie möglich zurückzugeben; daran bestehende 
Rechte des ersuchten Vertragstaates oder Dritter bleiben 
unberührt. 

Artikel 14 

Kosten 

Aufwendungen, die der ersuchten Zollverwaltung bei 
der Erledigung eines Ersuchens nach diesem Vertrag 
entstehen, werden nicht erstattet mit Ausnahme von 
Entschädigungen für Zeugen und Sachverständige sowie 
für Dolmetscher und Übersetzer, die nicht im Staatsdienst 
stehen. 

Artikel 15 

Zustellungen 

(1) Auf Ersuchen der Zollverwaltung eines Vertragstaa-
tes stellt die Zollverwaltung des anderen Vertragstaates 
den Betroffenen unter Beachtung der im ersuchten Staat 
geltenden Bestimmungen alle die Anwendung der Zollge-
setze betreffenden Bescheide und Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden zu oder läßt sie durch die zuständi-
gen Behörden zustellen. 
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(2) In einem Zustellungsersuchen ist abweichend von 
Artikel 10 Abs. 2 keine Sachverhaltsdarstellung erforder-
lich. 

(3) Die Zustellung eines Schriftstückes wird durch eine 
mit der Angabe des Zustellungstages versehene Emp-
fangsbestätigung des Empfängers oder durch eine 
Bescheinigung der ersuchten Behörde über die Form und 
die Zeit der Zustellung nachgewiesen. 

Artikel 16 

Durchführung des Vertrages 

Die obersten Zollbehörden der Vertragstaaten erlassen 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit die zur Anwendung die-
ses Vertages erforderlichen Durchführungsbestimmungen 
im gegenseitigen Einvernehmen. 

Artikel 17 

Geltungsbereich 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der 
Regierung der Republik Island innerhalb von drei Mona-
ten nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

Artikel 18 

Ratifikation, Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifika-
tionsurkunden sollen so bald wie möglich in Reykjavik 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalender-
jahres gekündigt werden; in diesem Fall tritt der Vertrag 
mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 

GESCHEHEN zu Bonn am 11. Oktober 1977 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und isländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

In einer Zeit erhöhter internationaler Zusammen-
arbeit und des sich ständig ausweitenden zwischen-
staatlichen Warenaustausches sind die Zollverwal-
tungen kraft ihres spezifischen Aufgabenbereichs 
dazu berufen, im Interesse der Zollbeteiligten und 
ihrer Staaten ihre über die Grenzen reichenden Kon-
takte zu pflegen und weiter zu entwickeln. Die 
Bundesrepublik Deutschland und die Republik Is-
land sind Mitglied des Rates für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete des Zollwesens (vgl. BGBl. 
1952 II S. 1, 19; 1953 II S. 1; 1971 II S. 843) und 
arbeiten in diesem Rahmen bereits zusammen. So-
wohl die Bundesrepublik Deutschland als auch die 
Republik Island haben die Empfehlung des Rates 
vom 5. Dezember 1953 über gegenseitige Verwal-
tungshilfe (BGBl. 1959 II S. 1501) angenommen 
(vgl. BGB1. 1959 II S. 1503 und 1973 II S. 1690). Die 
Empfehlung ist auf eine weltweite Zusammenarbeit 
der Zollverwaltungen zur Bekämpfung von Zuwi-
derhandlungen gegen die Zollgesetze zugeschnitten, 
sieht allerdings wegen der Vielzahl der Mitglied-
staaten nur beschränkte Möglichkeiten für eine 
Unterstützung der Zollverwaltungen vor. 

Die sich fortentwickelnden wirtschaftlichen Ver-
hältnisse mit zunehmendem Warenaustausch sowie 
die zur Vereinfachung und Beschleunigung des 
Warenverkehrs über die Grenzen zugelassenen Er-
leichterungen der Grenzabfertigung machen eine 
engere vertrauensvolle Zusammenarbeit der Zoll-
verwaltungen erforderlich. Grundlage für die Er-
hebung von Zöllen und anderen Ein- und Aus-
gangsabgaben sowie für die Erstattungen nach den 
Marktordnungsvorschriften bilden die Angaben des 
Anmeldepflichtigen. Die Richtigkeit der Angaben 
kann im innerstaatlichen Bereich nicht immer über-
prüft werden. Ohne eine enge Zusammenarbeit der 
Zollverwaltungen wären z. B. zuverlässige Ermitt-
lungen des Ursprungs, des Transportweges, des 
Wertes, der Beschaffenheit von eingeführten Waren 
oder des Verbleibs von ausgeführten Waren viel-
fach nicht durchführbar. Dies würde in erster Linie 
internationalen Gesetzesbrechern zugute kommen, 
die als Intelligenztäter bei ihren illegalen zwischen-
staatlichen Warengeschäften meist normale Ge-
schäfts- und Verkehrswege benutzen, dabei aber 
die Zollverwaltungen durch Falschanmeldungen 
verschiedenster Art zu täuschen versuchen. Hierzu 
werden nicht selten ge- oder verfälschte Urkunden, 
Rechnungen und andere Unterlagen vorgelegt oder 
zeit- und kostenaufwendige Transportumwege über 
mehrere Staaten gewählt, um die tatsächliche Her-
kunft oder den Verbleib von Waren und andere 
relevante Umstände zu verschleiern und um eine 
Aufklärung des Sachverhalts zu erschweren. Ziel 
der Zusammenarbeit der Zollverwaltungen ist daher, 
die genaue Erhebung der Zölle und sonstigen Ein- 
und Ausgangsabgaben sowie die Einhaltung der 
Zollgesetze sicherzustellen. Außerdem soll sie er- 

möglichen, Zuwiderhandlungen gegen die Zoll-
gesetze „über die Grenzen hinweg" wirksamer ver-
hindern, ermitteln und verfolgen zu können. Die 
Zusammenarbeit dient nicht nur den fiskalischen 
Interessen, sondern zugleich den berechtigten Be-
langen der Wirtschaft und der Landwirtschaft, weil 
illegale Ein- und Ausfuhren geeignet sind, den 
loyalen Wettbewerb zu beeinträchtigen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat deshalb be-
reits mehrere vertragliche Vereinbarungen getrof-
fen, um eine enge Zusammenarbeit der Zollverwal-
tungen zu ermöglichen: 

— das Übereinkommen vom 7. September 1967 zwi-
schen Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den Nieder-
landen über gegenseitige Unterstützung ihrer 
Zollverwaltungen (BGBl. 1969 II S. 65), dem das 
Königreich Dänemark, Irland und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland sowie 
Griechenland beigetreten sind, 

— den Vertrag vom 27. November 1969 mit Spanien 
über die gegenseitige Unterstützung der Zoll-
verwaltungen (BGB1. 1971 II S. 92), 

— den Vertrag vom 11. September 1970 mit Oster-
reich über Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Ver-
brauchsteuer- und Monopolangelegenheiten 
(BGBl. 1971 II S. 1001), 

— die Verträge vom 18. Dezember 1972 und 31. Ok-
tober 1975 mit Schweden über gegenseitige Un-
terstützung in Zollangelegenheiten (BGBl. 1973 II 
S. 1241; 1976 II S. 1671), 

— den Vertrag vom 23. August 1973 mit den Ver-
einigten Staaten von Amerika über die gegen-
seitige Unterstützung ihrer Zollverwaltungen 
(BGBl. 1975 II S. 445), 

— den Vertrag vom 2. April 1974 mit Jugoslawien 
über die gegenseitige Unterstützung zur Verhin-
derung, Ermittlung und Verfolgung von Zuwider-
handlungen gegen die Zollvorschriften (BGBl 
1975 II S. 409), 

— den Vertrag vom 11. Juli 1974 mit Norwegen 
über die gegenseitige Unterstützung in Zollange-
legenheiten (BGBl. 1975 II S. 757) und 

— den Vertrag vom 16. Mai 1975 mit Finnland über 
die gegenseitige Unterstützung in Zollangelegen-
heiten (BGBl. 1976 II S. 545) . 

Auf Wunsch der isländischen Regierung fanden im 
April 1976 erste Kontaktgespräche über eine ver-
tragliche Regelung der gegenseitigen Unterstützung 
in Zollangelegenheiten statt. Dabei schlug die islän-
dische Seite vor, einen Vertrag nach dem Vorbild 
der Verträge der Bundesrepublik Deutschland mit 
Norwegen und Finnland zu schließen. Beide Seiten 
stimmten darin überein, daß eine enge und effektive 
Zusammenarbeit der Zollverwaltungen der Bundes- 
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republik Deutschland und der Republik Island an-
zustreben ist, besonders zur Bekämpfung des 
Schmuggels von Suchtstoffen und psychotropen 
Stoffen, von Waffen, Munition und Explosivstoffen 
sowie von hochsteuerbaren Waren wie Alkohol und 
Tabakwaren, an der beide Staaten zum Schutz der 
öffentlichen Ordnung und der Volksgesundheit so-
wie zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrun-
gen ein elementares Interesse haben. Um eine aus-
reichende Rechtsgrundlage für die im Interesse 
beider Staaten erforderliche gegenseitige Unterstüt-
zung der Zollverwaltungen zu schaffen, war der 
Abschluß eines Vertrages erforderlich. Der Vertrag 
wurde am 11. Oktober 1977 in Bonn unterzeichnet. 

Die in dem Vertrag getroffenen Regelungen ent-
sprechen wörtlich den in den vorerwähnten deutsch-
norwegischen und deutsch-finnischen Verträgen ge-
troffenen Regelungen. Vollstreckungsregelungen 
(wie die Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe c und 16 bis 
20 des deutsch-norwegischen Vertrages sowie die 
Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe c und 16 bis 18 des 
deutsch-finnischen Vertrages) wurden nicht für er-
forderlich gehalten. 

Bei den Vertragsverhandlungen bestand Einverneh-
men darüber, daß sich der Vertrag im wesentlichen 
mit der Verwaltungshilfe befaßt. Vereinbarungen 
oder Abkommen über die Rechtshilfe in Straf- und 
Bußgeldsachen, die nicht bei der Zollverwaltung an-
hängig sind, bleiben von ihm unberührt. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 definiert den Begriff „Zollgesetze" im Sinne 
des Vertrages. „Zollgesetze" sind danach alle 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr, die sich auf Zölle oder alle 
sonstigen Abgaben oder Erstattungen oder Verbote, 
Beschränkungen und Kontrollen des grenzüber-
schreitenden Warenverkehrs beziehen. Zu diesen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften gehören auch 
die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Vorschriften über Abschöpfungen und Erstattungen 
bei der Ein- und Ausfuhr von Erzeugnissen, für die 
gemeinsame Marktorganisationen oder Regelungen 
zur Ergänzung oder Sicherung solcher Marktorgani-
sationen bestehen. Ferner gehören hierzu eine Viel-
zahl von Gesetzen nichtfiskalischer Art, die Verbote 
und Beschränkungen für die Ein-, Aus- und Durch-
fuhr von Waren enthalten, sowie die Vorschriften 
über strafrechtliche Verbringungsverbote und Ver-
bringungsverbote aus Staatsschutzgründen. 

Absatz 2 stellt fest, daß Zollverwaltungen im Sinne 
des Vertrages in der Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeszollverwaltung und in der Republik Is-
land die Zollabteilung im Finanzministerium und 
die ihr unterstellten Zollbehörden sind. 

Zu Artikel 2 

Der Anwendungsbereich des Vertrages wird in 
Artikel 2 bestimmt. 

Nach Absatz 1 werden sich die Vertragstaaten 
gegenseitig nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Vertrages über ihre Zollverwaltungen Unterstützung 
leisten. Die innerstaatliche Zuständigkeit der deut-
schen Zollverwaltung wird dadurch nicht erweitert. 

In Absatz 2 sind die Verfahren aufgeführt, in denen 
im Rahmen dieses Vertrages Unterstützung zu lei-
sten ist. Es sind dies Ermittlungs-, Festsetzungs-, 
Rechtsbehelfs- und Rechtsmittelverfahren im Zu-
sammenhang mit der Tarifierung, Bewertung und 
anderen für die Durchführung der Zollgesetze we-
sentlichen Merkmalen sowie Verfahren wegen Zu-
widerhandlungen gegen die Zollgesetze, soweit die 
Zollverwaltung dafür zuständig ist. Unterstützung 
in Verfahren zur Vollstreckung von Forderungen 
in Durchführung der Zollgesetze oder durch Voll-
streckung von Geldstrafen, Geldbußen und dazu ge-
hörigen Kosten wird jedoch nach diesem Vertrag 
nicht gewährt. 

Absatz 3 stellt klar, daß Unterstützung im Rahmen 
des Vertrages nach dem Recht des ersuchten Ver-
tragstaates gewährt wird. 

Zu den Artikeln 3 und 4 

Beide Bestimmungen sehen vorbeugende Maßnah-
men vor, um Zuwiderhandlungen gegen die Zoll-
gesetze zu verhindern. Die Zollverwaltungen tau-
schen Listen von Waren aus, die erfahrungsgemäß 
häufig geschmuggelt werden (Artikel 3). Sie lassen 
ferner auf Ersuchen durch die örtlichen Zollbehör-
den die in Artikel 4 näher bezeichneten Über-
wachungsmaßnahmen treffen, um einen Schmuggel 
in den anderen Vertragstaat zu verhindern und um 
ggf. dessen Zollbehörden von geplanten Schmuggel-
unternehmen zu unterrichten (vgl. auch Artikel 6 
Abs. 2). Die Einschränkung in Artikel 4 „soweit 
dies möglich ist" bezieht sich sowohl auf die recht

-

liche als auch auf die tatsächliche Möglichkeit. 

Zu Artikel 5 

Bei der Ausfuhr von Waren werden häufig be-
stimmte Erstattungen oder Befreiungen gewährt 
(z. B. Erstattungen von Eingangsabgaben, Erstattun-
gen nach den Marktordnungsvorschriften, Befrei-
ung von Verbrauchsteuern) oder Sicherheiten frei-
gegeben. Zweifel, ob diese Waren tatsächlich in 
den anderen Vertragstaat ausgeführt worden sind, 
können dadurch beseitigt werden, daß die andere 
Zollverwaltung die ordnungsgemäße Einfuhr auf 
Ersuchen bestätigt. 

Zu Artikel 6 

Um die genaue Erhebung von Zöllen und sonstigen 
Ein- und Ausgangsabgaben sowie die Einhaltung 
der Zollgesetze sicherzustellen und um Zuwider-
handlungen gegen die Zollgesetze erfolgreich er-
mitteln, verhindern und verfolgen zu können, teilen 
sich die Zollverwaltungen auf Ersuchen alle ihnen 
zur Verfügung stehenden Auskünfte mit (Absatz 1). 
An der Bekämpfung des Schmuggels und des ille-
galen Handels mit bestimmten Waren (insbesondere 
Suchtstoffe und psychotrope Stoffe, Waffen, Muni-
tion und Explosivstoffe, Alkohol, Tabakwaren und 
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andere hochsteuerbare Waren) besteht ein besonde-
res starkes allgemeines Interesse. Daher ist in Ab-
satz 2 für diesen Bereich vorgesehen, daß sich die 
Zollverwaltungen der Vertragstaaten bezüglich sol-
cher Waren auch unaufgefordert alle Auskünfte 
über festgestellte oder geplante Handlungen mit-
teilen, die gegen die Zollgesetze des anderen Ver-
tragstaates verstoßen oder zu verstoßen scheinen 
und die für die Zollverwaltung des anderen Staates 
bei Durchführung ihrer Aufgaben von Interesse 
sein könnten. 

Damit die gegenseitige Unterstützung der Zollver-
waltungen in den bedeutenden Fällen so effektiv 
wie möglich gestaltet werden kann, haben die Ver-
tragstaaten in Absatz 3 vereinbart, daß die Zollver-
waltungen den Warenkatalog des Absatzes 2 er-
weitern und die Einzelheiten für den unaufgefor-
derten Austausch von Auskünften bestimmen kön-
nen. 

Zu Artikel 7 

Diese Bestimmung sieht vor, daß die Zollverwaltung 
eines Vertragstaates auf Ersuchen der Zollverwal-
tung des anderen Vertragstaates im Rahmen ihrer 
bestehenden Zuständigkeiten alle einschlägigen 
Maßnahmen durchführt (vgl. auch Artikel 12), und 
zwar im Rahmen der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, die im ersuchten Staat für Maßnahmen 
wegen gleichartiger, dort begangener Handlungen 
gelten. 

Zu Artikel 8 

Hier ist geregelt, daß die von einem Vertragstaat 
übermittelten Anfragen, Auskünfte, Anzeigen, Gut-
achten und sonstigen Mitteilungen im anderen Ver-
tragstaat grundsätzlich dessen Geheimhaltungsvor-
schriften unterliegen. Damit werden z. B. die Be-
stimmungen über das Amtsgeheimnis, das Steuer-
geheimnis f§ 30 Abgabenordnung) und das Außen-
wirtschaftsgeheimnis (§ 44 Außenwirtschaftsgesetz) 
für anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 bestimmt, aus welchen Gründen und unter 
welchen Voraussetzungen eine Unterstützung ganz 
oder teilweise versagt werden kann. In den nach 
Artikel 16 des Vertrages zu erlassenden Durchfüh-
rungsbestimmungen zum Vertrag wird im Einver-
nehmen mit dem isländischen Finanzministerium 
sichergestellt, daß in Verfahren nach Artikel 2 
Abs. 2 Buchst. a) des Vertrages kein Geschäfts-, 
Betriebs- oder Berufsgeheimnis mitgeteilt wird, 
durch dessen Offenbarung außerhalb der Zollfestset-
zung ein dem inländischen Beteiligten unzumutbarer 
Schaden erwachsen würde. Gleichlautende Regelun-
gen wurden entsprechend dem Beschluß des Deut-
schen Bundestages mit den Zollverwaltungen der 
Vereinigten Staaten von Amerika (vgl. Bundestags-
drucksachen 7/2114 und 7/2183), Norwegens (vgl. 
Bundestagsdrucksachen 7/2869 und 7/3091) und 
Finnlands (vgl. Bundestagsdrucksachen 7/4175 und 
7/4605) getroffen. 

Absatz 2 regelt auch für die Fälle die Möglichkeit 
einer Unterstützung, in denen es an der Gegenseitig-
keit mangelt. 

Zu Artikel 10 

Ersuchen nach diesem Vertrag sind — wie in Absatz 
1 ausgeführt — grundsätzlich schriftlich unter Bei-
fügung der zu ihrer Durchführung erforderlichen 
Schriftstücke zu stellen. Für dringende Fälle sieht 
Absatz 3 jedoch vor, daß Ersuchen auch mündlich 
oder fernmündlich gestellt werden können. In die-
sen Fällen ist das schriftliche Ersuchen umgehend 
nachzusenden. 

Damit sich die ersuchte Zollverwaltung vergewis-
sern kann, ob ein Eruschen in den Anwendungsbe-
reich des Vertrages fällt, ist in Absatz 2 geregelt, 
welche Angaben ein Ersuchen zu enthalten hat. 

Zu Artikel 11 

Hier sind Geschäftsweg und Zuständigkeit geregelt. 
Der Schriftverkehr findet danach unmittelbar zwi-
schen den Zollverwaltungen (vgl. Artikel 1 Abs. 2) 
statt. Die obersten Zollbehörden der Vertragstaaten 
bestimmen die Einzelheiten. Die Übermittlung von 
Ersuchen und die Übersendung von Erledigungs-
stücken auf dem diplomatischen Weg werden 
dadurch nicht ausgeschlossen. 

Zu Artikel 12 

Nach Absatz 1 ist bei der Erledigung der Ersuchen 
das Recht des ersuchten Vertragstaates anzuwen-
den. Dies schließt nicht aus, daß in besonderen 
Fällen bei Übersendung eines Ersuchens von diesem 
Grundsatz abweichende Wünsche vorgebracht wer-
den. Einem solchen Wunsche der ersuchenden Zoll-
verwaltung kann entsprochen werden, wenn die 
gewünschte Abweichung nicht dem Recht des 
ersuchten Vertragstaates widerspricht. Die ersuchte 
Zollverwaltung hat alle zur Durchführung des Ersu-
chens erforderlichen behördlichen und gerichtlichen 
Maßnahmen herbeizuführen, die der Förderung 
eines Verfahrens im Sinne des Artikels 2 dienen 
können. Hierzu gehören u. a. auch die Maßnahmen 
zur Herbeiführung richterlicher Vernehmungen und 
Durchsuchungs- oder Beschlagnahmeanordnungen 
sowie von richterlichen Zwangsmaßnahmen gegen 
Zeugen und Sachverständige, die einer Vorladung 
nicht folgen. 

Die Teilnahme von Vertretern der ersuchenden Zoll-
verwaltung bei der Durchführung erbetener Unter-
stützungsmaßnahmen wird häufig sachdienlich sein, 
weil diese Bediensteten wegen ihrer besonderen 
Sachkenntnis zu einer schnelleren und umfassende-
ren Aufklärung des Sachverhalts beitragen können. 
Es ist daher vorgesehen, daß Vertreter der ersu-
chenden Zollverwaltung bei der Durchführung der 
erbetenen Unterstützungsmaßnahmen anwesend 
sein können, wenn dies nicht dem Recht des ersuch-
ten Vertragstaates widerspricht. Für diese Fälle 
sieht Absatz 2 daher vor, daß die ersuchende Zoll-
verwaltung auf ihr Verlangen vom Zeitpunkt und 
Ort der Durchführung der Maßnahmen unterrichtet 
wird. Die Vertreter der ersuchenden Zollverwaltung 
haben bei den Untersuchungshandlungen im ande-
ren Vertragstaat nur eine beratende Funktion und 
haben sich jeder selbständigen Amtshandlung zu 
enthalten; Ermittlungen und Überprüfungen werden 
ausschließlich von den Bediensteten des ersuchten 
Vertragstaates durchgeführt. 
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Nach Absatz 3 ist die ersuchende Zollverwaltung 
unter Angabe der Gründe oder sonstigen Umstände 
zu benachrichtigen, wenn einem Ersuchen ganz oder 
teilweise nicht entsprochen werden kann. Als Hin-
derungsgründe werden in erster Linie tatsächliche 
Hindernisse in Betracht kommen. Es ist aber nicht 
auszuschließen, daß auch rechtliche Hinderungs-
gründe der Erledigung eines Ersuchens entgegenste-
hen. 

Zu Artikel 13 

Hier ist geregelt, daß Akten und sonstige Schrift-
stücke nur ausnahmsweise in Urschrift übersandt 
werden sollen (Absatz 1). Absatz 2 bestimmt die 
Verpflichtung zur Rückgabe der Originale. 

Zu Artikel 14 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird 
weitgehend auf Kostenerstattung zwischen den Ver-
tragstaaten verzichtet. Ausgenommen von dieser 
Regelung sind Entschädigungen für Zeugen und 
Sachverständige sowie für Dolmetscher und Über-
setzer, die nicht im Staatsdienst stehen. 

Zu Artikel 15 

Bescheide, Beschlüsse, Verfügungen und andere 
Schriftstücke der Zollbehörden werden zur Zeit 

noch auf dem diplomatischen Weg im anderen Ver-
tragstaat zugestellt. Artikel 15 soll einen einfache-
ren Weg der Zustellung ermöglichen und erlaubt 
damit künftig auch insoweit einen unmittelbaren 
Geschäftsweg zwischen den Zollverwaltungen der 
Vertragstaaten. 

Zu Artikel 16 

Nach dieser Bestimmung erlassen die obersten Zoll-
behörden der Vertragstaaten die Durchführungsbe-
stimmungen im gegenseitigen Einvernehmen. 

Zu Artikel 17 

Der Vertrag soll auch im Land Berlin gelten; Artikel 
17 enthält daher die übliche Klausel über die Einbe-
ziehung des Landes Berlin. 

Zu Artikel 18 

Artikel 18 enthält die üblichen Schlußbestimmungen 
über Ratifikation, Inkrafttreten und Kündigung des 
Vertrages. 


